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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 2. Juli 1956 

7 — 80604 — 1787/56 II 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf eines Gesetzes über die deutsch-schwei- 
zerische Vereinbarung vom 3. Oktober 1955 
über die Änderung des Abkommens zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und der 
Schweizerischen Eidgenossenschaft vom 24. Ok- 
tober 1950 über Sozialversicherung 

nebst Abschrift der Verbalnote des Auswärtigen Amtes vom 3. Ok- 
tober 1955 an die Schweizerische Gesandtschaft in Köln und Be- 
gründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundes- 
tages herbeizuführen. 

Federführend sind der Bundesminister für Arbeit und der Bundes- 
minister des Auswärtigen. 

Der Bundesrat hat in seiner 161. Sitzung am 29. Juni 1956 be- 
schlossen, gegen den Gesetzentwurf keine Einwendungen zu er- 
heben. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Dr. h. c. Blücher 


Drude: Bonner Universitäts-Buchdruck erei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 
Rheinallee 20, Telefon 3551 



Entwurf eines Gesetzes 

über die deutsch-schweizerische Vereinbarung vom 3. Oktober 
1955 über die Änderung des Abkommens zwischen der Bundes- 
republik Deutschland und der Schweizerischen Eidgenossenschaft 
vom 24. Oktober 1950 über Sozialversicherung 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 


Artikel 1 

Der durch Notenwechsel vom 3. Oktober 
1955 vollzogenen Vereinbarung zwischen der 
Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
und dem Schweizerischen Bundesrat über die 
Änderung des Artikels 7 Abs. 2 Buchstabe b 
des Abkommens zwischen der Bundes- 
republik Deutschland und der Schweize- 
rischen Eidgenossenschaft über Sozialver- 
sicherung vom 24. Oktober 1950 (Bundes- 
gesetzbl. 1951 II S. 146) wird zugestimmt. 
Der Wortlaut der deutschen Note wird 
nachstehend veröffentlicht. 

Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt auch im Land Berlin, so- 
fern das Land Berlin die Anwendung dieses 
Gesetzes feststellt. 

Artikel 3 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem die Vereinbarung 
nach ihrer Nummer 3 mit Wirkung vom 
1. Januar 1955 in Kraft tritt, ist im Bundes- 
gesetzblatt bekanntzugeben. 
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AUSWÄRTIGES AMT 


Verbalnote 


Das Auswärtige Amt beehrt sich, den 
Empfang der Verbalnote der Schweizerischen 
Gesandtschaft in Köln vom 3. Oktober 1955 
— Nr. 172/55 — über die Änderung des 
Artikels 7 Abs. 2 Buchstabe b des Abkom- 
mens zwischen der Bundesrepublik Deutsch- 
land und der Schweizerischen Eidgenossen- 
schaft über Sozialversicherung vom 24. Ok- 
tober 1950 zu bestätigen. 

Mit dieser Verbalnote hat die Schweize- 
rische Gesandtschaft im Aufträge des Schwei- 
zerischen Bundesrats der Regierung der Bun- 
desrepublik Deutschland folgende Verein- 
barung vorgeschlagen: 

,l.Art. 7 Abs. 2 Buchstabe b des Abkom- 
mens zwischen der Schweizerischen Eid- 
genossenschaft und der Bundesrepublik 
Deutschland über Sozialversicherung vom 
24. Oktober 1950 erhält folgende Fassung: 

„b) Die von der Versicherungszeit unab- 
hängigen Leistungen oder Leistungs- 
teile werden nur im Verhältnis der 
nach der deutschen Gesetzgebung bei 
der Leistungsberechnung anzurechnen- 
den Versicherungszeiten zur Gesamt- 
summe der nach der deutschen und 
der schweizerischen Gesetzgebung bei 
der Leistungsberechnung anzurech- 
nenden Versicherungszeiten gewährt. 
Dabei bleiben schweizerische Versiche- 
rungszeiten insoweit außer Betracht, 
als sie sich mit 

aa) deutschen Beitragszeiten oder den 
diesen gleichstehenden Ersatz- 
zeiten, 

bb) sonstigen deutschen Versiche- 
rungszeiten, in denen die An- 
wartschaft durch laufende Ent- 


richtung von Beiträgen erhalten 
worden ist, 

überschneiden.“ 

2. Diese Vereinbarung gilt auch für das Land 
Berlin (West), sofern nicht die Regierung 
der Bundesrepublik Deutschland gegenüber 
dem Schweizerischen Bundesrat innerhalb 
von drei Monaten nach dem Inkrafttreten 
der Vereinbarung eine gegenteilige Erklä- 
rung abgibt. 

3. Diese Vereinbarung gilt rückwirkend auf 
den 1. Januar 1955. Der Zeitpunkt des In- 
krafttretens wird durch Notenwechsel fest- 
gesetzt. 

4. Diese Vereinbarung soll nur als eine vor- 
läufige Lösung betrachtet werden. Es soll 
später erneut geprüft werden, ob und in- 
wieweit dem schweizerischen Vorschlag 
entsprochen werden kann, den Versicher- 
ten das Recht der Wahl zwischen der An- 
wendung und der Nichtanwendung der Be- 
stimmungen über die Zusammenrechnung 
der Versicherungszeiten unter Aufrecht- 
erhaltung aller übrigen Vorteile des Ab- 
kommens zu geben/ 

Das Auswärtige Amt beehrt sich, der Schwei- 
zerischen Gesandtschaft mitzuteilen, daß die 
Bundesregierung mit diesem Vorschlag ein- 
verstanden ist. 

Die Vereinbarung über die Änderung des Ar- 
tikels 7 Abs. 2 Buchstabe b des Abkommens 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Schweizerischen Eidgenossenschaft 
über Sozialversicherung vom 24. Oktober 
1950 ist damit als zustandegekommen anzu- 
sehen. 

Das Auswärtige Amt benutzt auch diesen 
Anlaß, die Schweizerische Gesandtschaft er- 
neut seiner ausgezeichneten Hochachtung zu 
versichern. 


Bonn, den 3. Oktober 1955 
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Begründung 


I. Allgemeiner Teil 

Nach Artikel 7 Abs. 2 Buchstabe b des deutsch- 
schweizerischen Abkommens über Sozialver- 
sicherung vom 24. Oktober 1950 sind die 
deutschen Alters- und Hinterbliebenenrenten, 
soweit sie von derVersicherungszeit unabhän- 
gige Rententeile enthalten, pro rata temporis 
zu kürzen, falls der Berechtigte für denselben 
Versicherungsfall Anspruch auf eine deutsche 
und eine schweizerische Rente hat. 

Das schweizerische Bundesamt für Sozialver- 
sicherung hat darauf hingewiesen, daß diese 
Vorschrift für 

die deutschen Grenzgänger, die gleichzeitig in 
der schweizerischen Alters- und Hinterlas- 
senenversicherung pflicht- und in der deut- 
schen Rentenversicherung freiwillig versichert 
sind, sowie 

die schweizerischen Staatsangehörigen, die im 
Bundesgebiet beschäftigt und dort pflichtver- 
sichert und gleichzeitig freiwillige Mitglieder 
der schweizerischen Alters- und Hinterlas- 
senenversicherung sind, 

insbesondere dann zu Härten führe, wenn 

a) deutsche und schweizerische Versicherungs- 
zeiten sich überschneiden oder 

b) Anspruch auf eine deutsche Rente auch 
ohne Berücksichtigung schweizerischer Ver- 
sicherungszeit gegeben ist. 

Das Bundesamt hat daher vorgeschlagen, 
entweder den Artikel 7 Abs. 2 Buchstabe b 
so zu ergänzen, daß die Kürzungen auf solche 
Fälle beschränkt bleiben, in denen Anspruch 
auf eine deutsche Rente nur unter Berücksich- 
tigung schweizerischer Versicherungszeiten ge- 
geben ist, oder 

dem Abkommen eine Bestimmung einzufügen, 
nach welcher der Versicherte wählen kann 
zwischen der Anwendung und der Nichtan- 
wendung der Bestimmungen über die Zusam- 
menrechnung von Zeiten unter Aufrechterhal- 
tung der übrigen Vorteile des Abkommens. 

Der derzeitige Wortlaut des Artikels 7 Abs. 2 
Buchstabe b führt in der Tat dazu, daß in 
allen Fällen, in denen sowohl Anspruch auf 
eine deutsche als auch auf eine schweizerische 
Rente gegeben ist, die von der Versicherungs- 
zeit unabhängigen deutschen Rententeile nur 
zu dem Teil gewährt werden, der den bei 
der Rentenberechnung zu berücksichtigenden 
deutschen Versicherungszeiten entspricht, ohne 


Rücksicht darauf, ob Anspruch auf eine deut- 
sche Rente allein auf Grund der deutschen 
Versicherungszeit oder nur unter Anrechnung 
schweizerischer Versicherungszeiten gegeben 
ist. 

Dieses Ergebnis ist insbesondere dann unbe- 
friedigend, wenn die Versicherten für den 
gleichen Zeitraum Beiträge zur deutschen und 
zur schweizerischen Rentenversicherung ent- 
richtet und mithin höhere Aufwendungen ge- 
macht haben als die Personen, die ausschließ- 
lich in der deutschen Rentenversicherung ver- 
sichert sind. 

Durch Notenwechsel vom 3. Oktober 1955 
ist daher vereinbart worden, den Artikel 7 
Abs. 2 Buchstabe b dahin zu ändern, daß die 
von der Versicherungsdauer unabhängigen 
Renten oder Rententeile nicht gekürzt wer- 
den, soweit die schweizerischen Versiche- 
rungszeiten sich mit 

deutschen Beitrags- oder diesen für die Ren- 
tenberechnung gleichgestellten Ersatzzeiten 
oder 

solchen deutschen Versicherungszeiten, für 
welche die Anwartschaften durch Entrichtung 
von 26 Wochen- oder 6 Monatsbeiträgen für 
jedes Kalenderjahr erhalten worden ist, 
überschneiden. 

Treffen dagegen schweizerische Versiche- 
rungszeiten mit deutschen Versicherungs- 
zeiten zusammen, für welche die Anwart- 
schaft lediglich als erhalten gilt (Halb- 
deckung), so sind insoweit die festen deut- 
schen Renten oder Rententeile weiterhin pro 
rata temporis zu kürzen. 

Der schweizerische Alternativ-Vorschlag soll 
bei der in Aussicht genommenen Revision 
des Abkommens erneut geprüft werden. Die 
Vereinbarung vom 3. Oktober 1955 stellt 
daher nur eine vorläufige Lösung dar. 


II. Besonderer Teil 
Zu Artikel 1 

In der Vereinbarung vom 3. Oktober 1955 
sind die Regierung der Bundesrepublik 
Deutschland und die Regierung der Schwei- 
zerischen Eidgenossenschaft übereingekom- 
men, Artikel 7 Abs. 2 Buchstabe b des 
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deutsch-schweizerischen Abkommens über 
Sozialversicherung, dem der Bundestag mit 
Gesetz vom 16. Juli 1951 (BGBL II S. 145) 
zugestimmt hat, zu ändern. 

Da diese Änderung Gegenstände der Bundes- 
gesetzgebung betrifft, bedarf die Verein- 
barung der Mitwirkung der für die Bundes- 
gesetzgebung zuständigen Körperschaften in 
der Form eines Gesetzes. 

Zu Artikel 2 

Diese Bestimmung enthält die für Rati- 


fikationsgesetze zu zwischenstaatlichen Ver- 
trägen übliche Berlin-Klausel. 

Zu Artikel 3 

Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht 
der Vorschrift des Artikels 82 Abs. 2 GG. 

Im Hinblick auf die umfangreiche Verwal- 
tungsarbeit, die mit der Neuberechnung der 
Renten verbunden ist, soll die Vereinbarung 
erst mit Wirkung vom 1. Januar 1955 in 
Kraft treten. 



